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djb begrüßt historischen Schritt hin zur Entkriminalisierung des 

Schwangerschaftsabbruchs   

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt die Ergebnisse des Abschlussberichts zum 

Schwangerschaftsabbruch der Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fort-

pflanzungsmedizin. Der Abschlussbericht ebnet den Weg zu einer Neuregelung des Schwan-

gerschaftsabbruchs und eröffnet nach vielen Jahren eine breite gesellschaftliche Debatte. Er 

stellt einen notwendigen und längst hinfälligen Paradigmenwechsel im Bereich des Schwan-

gerschaftsabbruchs dar. Zu Recht betont die Kommission, dass das grundsätzliche strafrecht-

liche Verbot des Schwangerschaftsabbruchs in den ersten 12 Wochen verfassungs-, europa- 

und völkerrechtlich nicht haltbar ist. Nun wird dem reproduktiven Selbstbestimmungsrecht 

schwangerer Personen endlich Rechnung getragen. Die Präsidentin des djb, Ursula Matthies-

sen-Kreuder, konstatiert: „Es ist längst überfällig, dass wir uns mit einer Neuregelung des 

Schwangerschaftsabbruchs befassen. Der Abschlussbericht der Kommission macht erneut 

deutlich, dass schnellstmöglich eine Neuregelung erfolgen sollte.“ 

Zugleich mahnt der djb an, den gesetzgeberischen Spielraum, den die Kommission für Fragen 

der Zulässigkeit von Schwangerschaftsabbrüchen zwischen der 12. und 22. Woche vorsieht, in 

der Gestalt auszuschöpfen, dass Schwangerschaftsabbrüche bis zur 22. Woche zulässig sind. 

Außerdem hält der djb an seiner Forderung fest, dass Abbrüche unabhängig vom Fortschritt 

der Schwangerschaft grundsätzlich nicht in das Strafgesetzbuch gehören, sondern im Sozial-

recht zu verorten sind. Auch eine Beratungspflicht oder die dreitägige Wartezeit werden dem 

reproduktiven Selbstbestimmungsrecht der schwangeren Person nicht gerecht und sind eu-

ropa- sowie völkerrechtlich nicht haltbar.  

„Die Bundesregierung muss diesen Moment nutzen und endlich dazu beitragen, dass die 

Rechte schwangerer Personen auch durch eine Verbesserung der derzeit defizitären Versor-

gungslage nachhaltig und effektiv gestärkt werden,“ so die Vorsitzende der interkommissio-

nellen Arbeitsgruppe zum Schwangerschaftsabbruch des djb, Céline Feldmann.  

Des Weiteren sieht der Abschlussbericht die Kriminalisierung bestimmter Handlungen zur Ver-

hinderung von unsicheren Abbrüchen vor; wie die Vornahme von Abbrüchen durch nicht me-

dizinisch geschultes Personal sowie Schädigungen des Fötus durch Dritte. Der djb sieht hier 

weiteren Diskussionsbedarf. Bei der Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs sollte stets das 

Selbstbestimmungsrecht der schwangeren Person im Zentrum stehen. Eine extensive straf-

rechtliche Regelung birgt die Gefahr der Stigmatisierung von Abbrüchen und Unklarheiten für 

das medizinische Personal, wie es bereits bei der derzeitigen Regelung der Fall ist.  
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